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Articles

Handelspolitische Schutzmassnahmen der EU und 
der Schweiz: Grundlagen, Praxis, Abhängigkeiten

Matthias Oesch*

Most WTO members regularly take recourse to anti-dumping measures, countervailing duties and safeguard 
measures. Switzerland, however, has no track record in this respect. This contribution analyses the legal pro-
visions to adopt trade defence instruments in the EU and Switzerland and their attitudes towards these in
struments. It discusses the reasons for the abstinence of trade defence instruments in Switzerland. It high-
lights the relevance of the EU’s common commercial policy also for Switzerland. In some instances, 
Switzerland benefits from the use of trade defence instruments applied by the EU; it enjoys a free-riding. At 
the same time, safeguard measures of the EU can have a markedly negative effect on Swiss firms. Against this 
background, Switzerland might want to reconsider its foreign trade policy options. Moreover, the Swiss 
government might be well advised to prepare the grounds for dealing with potential applications to enact 
trade defence instruments in due course.

Keywords: 	� Anti-dumping measures − countervailing duties − safeguard measures − Trade Barriers 
Regulation − WTO − free trade agreements

Schlagwörter: 	�Antidumpingzölle − Ausgleichszölle − dringliche Schutzmassnahmen − Handelshemmnis-
Verordnung – WTO − Freihandelsabkommen

Inhalt

I. 	 Einführung
II.	 EU-Recht

A.	 Rechtliche Grundlagen
B.	 Handelshemmnis-Verordnung
C.	 Praxis

III.	 Schweizerisches Recht
A.	 Rechtliche Grundlagen
B.	 Informelle Kontaktnahme
C.	 Praxis

IV.	 Bedeutung der EU-Handelspolitik für die Schweiz
A.	 Windschatten
B.	 Gegenwind

V.	 Schluss

*	 Professor an der Universität Zürich; matthias.oesch@rwi.uzh.ch. Dieser Beitrag beruht in Teilen auf 
dem Beitrag Matthias Oesch & Tobias Naef, Trade Defence Instruments and Switzerland: The 
Big Sleep, in: Marc Bungenberg et al. (eds.), Special Issue: The Future of Trade Defence Instruments, 
European Yearbook of International Economic Law 2018, S. 261-281. Praxis und Lehre sind berücksich-
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I.	 Einführung

Handelspolitische Schutzmassnahmen stellen effektive Instrumente dar, um die ei-
gene Wirtschaft gegen ausländische Konkurrenz zu schützen. Zu solchen Massnah-
men werden hinlänglich Antidumpingzölle, Ausgleichszölle und dringliche Schutz-
massnahmen gezählt. Antidumping- und Ausgleichszölle bezwecken, unlautere 
Handelspraktiken zu neutralisieren und durch eine künstliche Verteuerung der be-
troffenen Einfuhrprodukte das level playing field wiederherzustellen. Während sich 
Antidumpingzölle gegen den Verkauf eines eingeführten Produkts zu einem unna-
türlich tiefen Preis richten, werden Ausgleichszölle auf eingeführte Produkte erho-
ben, deren Herstellung durch unlautere staatliche Zuwendungen begünstigt wurde. 
Dringliche Schutzmassnahmen reagieren nicht auf die Feststellung eines unlauteren 
Handelsgebarens; die Einfuhr eines Produkts erfolgt hier aufgrund unvorhersehba-
rer Entwicklungen in einem derart erheblichen Ausmass, dass es legitim erscheint, 
die einheimische Industrie durch höhere Marktzutrittsschranken  – in der Regel 
Zölle oder Zollkontingente – vorübergehend zu schützen.

Das Wirtschaftsvölkerrecht regelt detailliert die materiell- und verfahrensrecht-
lichen Voraussetzungen, welche erfüllt sein müssen, damit handelspolitische Schutz-
massnahmen ergriffen werden dürfen. Art. VI GATT i.V.m. dem Abkommen über 
die Durchführung von Art. VI GATT (Anti-Dumping Agreement, AD-Abkommen) 
und dem Abkommen über Subventionen und Ausgleichsmassnahmen (Agreement 
on Subsidies and Countervailing Measures, SCM-Abkommen) sowie Art. XIX GATT 
i.V.m. dem Abkommen über Schutzmassnahmen (Agreement on Safeguards) bilden 
die Grundlagen.1 Freihandelsabkommen verweisen teils auf diese WTO-rechtlichen 
Vorgaben; teils enthalten sie darüber hinausgehende Regeln. Die meisten WTO-Mit-
glieder haben die einschlägigen wirtschaftsvölkerrechtlichen Vorgaben in das natio-
nale Recht umgesetzt und zögern nicht, bei Bedarf handelspolitische Schutzmass-
nahmen zu erlassen. Die Zahlen für den Zeitraum 1995–2017 veranschaulichen die 
Beliebtheit handelspolitischer Schutzmassnahmen.2 Antidumpingzölle sind am ver-
breitetsten. Indien führte in diesem Zeitraum 656 Antidumpingzölle ein. Die Verei-
nigten Staaten und die EU erliessen 427 bzw. 325 Antidumpingzölle, gefolgt von 
Brasilien (251) und Argentinien (241). In Bezug auf Ausgleichszölle führen die Ver-
einigten Staaten die Rangliste an; sie erliessen zwischen 1995 und 2017 122 Aus-
gleichszölle. Die EU tat dies in 38 Fällen. Auch Kanada (29), Australien (15) und 
Mexiko (11) griffen periodisch zu dieser Massnahme. In Bezug auf dringliche Schutz-
massnahmen liegt Indien (21) vor Indonesien (17) und der Türkei (16) an der Spitze. 
Diese Zahlen machen deutlich, dass der Rückgriff auf handelspolitische Schutzmass-

1	 S. dazu Peter van den Bossche & Werner Zdouc, The Law and Policy of the World Trade Or-
ganization, 4. Aufl., Cambridge 2017, S. 630–658, 696–768, 769–882.

2	 S. für die nachfolgend aufgeführten Statistiken <www.wto.org> und Link zu Trade Topics.
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nahmen zum Standardarsenal der Handelspolitik der meisten Staaten gehört.3 
China bzw. chinesische Produkte waren mit Abstand am häufigsten Zielscheibe von 
handelspolitischen Schutzmassnahmen (926 Antidumpingzölle, 84 Ausgleichs
zölle).4

Die Praxis der Schweiz präsentiert sich in Bezug auf den Erlass handelspolitischer 
Schutzmassnahmen demgegenüber äusserst zurückhaltend.5 Seit 1995 hat die 
Schweiz noch nie Antidumping- oder Ausgleichszölle eingeführt. Mit Ausnahme 
einer Massnahme im Landwirtschaftsbereich hat die Schweiz auch noch nie dringli-
che Schutzmassnahmen erlassen. Die Schweiz notifizierte 2009 der WTO, dass sie 
keine Behörde mit der Aufgabe beauftragt habe, Antidumping- und/oder Antisub-
ventionsverfahren einzuleiten und durchzuführen; sie erklärte überdies, dass sie 
nicht beabsichtige, in absehbarer Zukunft Antidumping- und/oder Ausgleichszölle 
zu ergreifen.6 Die Zurückhaltung der Schweiz – «the ‹pacifist› in a world of ‹anti-
dumping warriors›»7 – und die Notifikation bei der WTO, mit der sie ihre Passivität 
publikumswirksam und auch pro futuro bestätigt, sind erklärungsbedürftig.

Darum geht es in diesem Beitrag. Einleitend skizzieren wir die Rechtsgrundlagen 
und die (fehlende) Praxis beim Erlass handelspolitischer Schutzmassnahmen in der 
EU und der Schweiz. Wir diskutieren die möglichen Gründe für die Passivität der 
Schweiz. Wir zeigen auf, welche Bedeutung der häufige Rückgriff der EU – der mit 
Abstand wichtigsten Handelspartnerin der Schweiz – für die Schweiz hat. Tatsäch-
lich wirkt sich die Handelspolitik der EU mitunter erheblich auf die Schweiz aus, 
womit sich die Frage stellt, ob sich eine Neubeurteilung der aussenwirtschaftspoliti-

3	 Dieser Trend gilt ungeachtet der Tatsache, dass der volkswirtschaftliche Nutzen von handelspolitischen 
Schutzmassnahmen häufig umstritten ist. Sie kommen allein den direkt betroffenen Unternehmen zu-
gute. Konsumentinnen und Konsumenten sowie Unternehmen, welche mitunter ein Interesse daran 
haben, dass das betroffene Produkt etwa zur Weiterverarbeitung möglichst kostengünstig bezogen 
werden kann, bleiben aussen vor; s. dazu Thomas Cottier & Lorena Trinberg, in: Hans von der 
Groeben, Jürgen Schwarze & Armin Hatje (Hg.), Europäisches Unionsrecht: Kommentar, 7.  Aufl., 
Baden-Baden 2015, Art.  207 Rz.  68; zum Ganzen auch Bernard M. Hoekman & Michel M. 
Kostecki, The Political Economy of the World Trading System, 3. Aufl., Oxford 2009, S. 431–455.

4	 S. dazu Michael Hahn, The Multilateral and EU Legal Framework on TDIs: An Introduction, in: 
Marc Bungenberg et al. (Hg.), Special Issue: The Future of Trade Defence Instruments, European Year-
book of International Economic Law 2018, S. 3, 6–10.

5	 Umgekehrt gilt ähnliches: Die Schweiz bzw. hiesige Unternehmen waren nur ganz selten Zielscheibe 
handelspolitischer Schutzmassnahmen. Zwischen 1995 und 2017 waren schweizerische Unternehmen 
vier Mal von Antidumpingzöllen betroffen; Ausgleichszölle wurden keine gegen schweizerische Unter-
nehmen erhoben.

6	 Notification under Articles 16.4 and 16.5 of the Agreement to the WTO Committee on Anti-Dumping 
Practices, 23 December 2009, G/ADP/N/193/CHE; Notification under Articles 25.11 and 25.12 of the 
Agreement to the WTO Committee on Subsidies and Countervailing Measures, 23 December 2009,  
G/SCM/N/202/CHE; beide Notifikationen sind gemäss Fussnoten gültig «until further notice».

7	 Brian Petter &Reinhard Quick, The Politics of TDI and the Different Views in EU Member 
States: Necessary Safety-Valve or Luxurious Rent-Seeking Device?, in: Bungenberg et al., supra, Fn. 4, 
S. 17, 41.
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schen Optionen aufdrängt. Wir argumentieren, dass die Schweiz gut beraten wäre, 
die nötigen institutionellen und verfahrensrechtlichen Grundlagen zu schaffen, um 
bei Bedarf die eigene Wirtschaft effektiv gegen unlautere Handelspraktiken auslän-
discher Konkurrenz zu schützen.

II.	 EU-Recht

A.	 Rechtliche Grundlagen

Der Erlass von handelspolitischen Schutzmassnahmen fällt seit jeher in die aus-
schliessliche Zuständigkeit der EWG/EG/EU (Art. 113 EWGV, Art. 207 AEUV). 
1968 wurde zum ersten Mal eine entsprechende Verordnung in Kraft gesetzt und ein 
gemeinschaftsrechtliches Abwehrdispositiv gegen gedumpte und subventionierte 
Einfuhren eingeführt.8 Die einschlägigen Erlasse wurden fortlaufend an das GATT- 
bzw. WTO-Recht angepasst und weiterentwickelt. Seit 2016 enthalten die Ver
ordnung 2016/1036/EU über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur 
Europäischen Union gehörenden Ländern (Anti-Dumping-Grundverordnung) und 
die Verordnung 2016/1037/EU über den Schutz gegen subventionierte Einfuhren 
aus nicht zur Europäischen Union gehörenden Ländern (Anti-Subventions-Grund-
verordnung) die materiell- und verfahrensrechtlichen Vorgaben, welche beim Erlass 
von Antidumping- und Ausgleichszöllen beachtet werden müssen. Diese Vorgaben 
orientieren sich im Wesentlichen am WTO-Recht (Art. VI GATT i.V.m. dem AD-
Abkommen und dem SCM-Abkommen). 2017 und 2018 wurden diese beiden Ver-
ordnungen novelliert. Anlass dazu gab vor allem die Tatsache, dass eine Übergangs-
bestimmung des WTO-Beitrittsvertrags von China in Bezug auf die Berechnung 
von Dumping 2016 auslief und chinesische Produkte in Bezug auf den Erlass handels
politischer Schutzmassnahmen seither keiner speziellen Behandlung mehr unterlie-
gen; die Verordnung 2016/1036/EU unterscheidet nicht mehr zwischen marktwirt-
schaftlichen und nichtmarktwirtschaftlichen Staaten, sondern sieht neu einen 
Berechnungsmodus vor für den Fall, dass die Herstellungskosten im betroffenen 
Drittstaat «nennenswert verzerrt» sind (Art. 2 der Verordnung), weil der Staat er-
heblich in den Wettbewerb eingreift.9 In Bezug auf den Erlass von Schutzmassnah-

8	 Verordnung (EWG) 459/68 über den Schutz gegen Praktiken von Dumping, Prämien oder Subventionen 
aus nicht zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gehörenden Ländern.

9	 S. zu diesen und weiteren Änderungen Till Müller-Ibold & Christoph Herrmann, Die Ent-
wicklung des europäischen Aussenwirtschaftsrechts, EuZW 2018, S. 749, 754–755; Petter & Quick, 
supra, Fn. 7, S. 25–36; Wolfgang Müller, The EU’s New Trade Defence Laws: A Two Steps Ap
proach, in: Bungenberg et al., supra, Fn. 4, S. 45–62; die Europäische Kommission hat 2017 einen Bericht 
zu den Verzerrungen in Bezug auf China erstellt: Commission Staff Working Document on Significant 
Distortions in the Economy of the People’s Republic of China for the Purposes of Trade Defence Inves-
tigations, SWD(2017) 483 final/2.
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men enthalten die Verordnung (EU) 2015/478 über eine gemeinsame Einfuhrrege-
lung und die Verordnung (EU) 2015/755 über eine gemeinsame Regelung der Ein- 
fuhren  aus bestimmten Drittländern die Vorgaben; auch diese Verordnungen 
beruhen massgeblich auf dem WTO-Recht (Art. XIX GATT i.V.m. dem Abkom-
men über Schutzmassnahmen).10

Die Verordnung 2016/1036/EU über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus 
nicht zur Europäischen Union gehörenden Ländern, die Verordnung 2016/1037/EU 
über den Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Union 
gehörenden Ländern und die Verordnung (EU) 2015/478 über eine gemeinsame Ein-
fuhrreglung enthalten detaillierte verfahrensrechtliche Vorgaben. Antragsberechtigt 
sind natürliche und juristische Personen und Vereinigungen, die im Namen eines 
Wirtschaftszweigs der EU handeln. Zentral sind die umfangreichen Anhörungs- 
und Beteiligungsrechte, welche betroffene Parteien, Mitgliedstaaten und weitere 
interessierte Parteien besitzen. Die Zuständigkeit zur Einführung vorläufiger und 
endgültiger Schutzzölle liegt bei der Europäischen Kommission (inkl. Ausschussver-
fahren). Diese Massnahmen erfolgen in der Form von (Durchführungs-)Verordnun-
gen. Der Gerichtshof der EU (EuG, EuGH) gewährt Rechtsschutz (insbes. Art. 263 
AEUV), wobei er der Kommission und dem Rat bei der Beurteilung der komplexen 
ökonomischen Sachverhalte und bei der Abwägung der involvierten Interessen einen 
weiten Beurteilungs- und Ermessensspielraum einräumt.11

B.	 Handelshemmnis-Verordnung

Das EU-Recht gibt betroffenen Unternehmen und Wirtschaftszweigen mit der sog. 
Handelshemmnis-Verordnung (Trade Barriers Regulation) ein zusätzliches handels-
politisches Instrument an die Hand. Deren ursprüngliche Version stammt aus dem 
Jahr 1984; sie wurde damals auch als Antwort auf den analogen Schutzmechanismus 
in den Vereinigten Staaten geschaffen.12 1994 wurde diese Verordnung im Zug der 

10	 Die Verordnung (EU) 2015/755 gilt nur für Aserbaidschan, Belarus, Kasachstan, Nordkorea, Turkme-
nistan und Usbekistan (allesamt nicht WTO-Mitglieder).

11	 Cottier & Trinberg, supra, Fn.  3, Art.  207 Rz.  78; umfassend zum Rechtsschutz Georg M. 
Berrisch & Hans-Georg Karmann, in: Horst Günter Krenzler, Christoph Herrmann & Marian 
Niestedt (Hg.), EU-Aussenwirtschafts- und Zollrecht, München EL Sept. 2016, 110 Rechtsschutz im 
EU-Aussenwirtschaftsrecht, passim.

12	 Verordnung (EWG) 2641/84 zur Stärkung der gemeinsamen Handelspolitik und insbesondere des Schut-
zes gegen unerlaubte Handelspraktiken (sog. Neues Handelspolitisches Instrument); Trade Act of 1974 
§ 301, 19 U.S.C. § 2411(a)(1) (2012) (sog. Section 301); dazu Nicolas Diebold & Matthias Oesch, 
Die Durchsetzung von WTO-Recht durch Schweizer Unternehmen, 17 AJP (2008), S. 1525, 1544–1545; 
John H. Jackson, William J. Davey & Alan O. Sykes, International Economic Relations: Cases, 
Materials and Text, 6. Aufl., St. Paul 2013, S. 360–362; mittlerweile kennt auch China ein entsprechendes 
Verfahren, s. dazu <http://english.mofcom.gov.cn> (mit einer englischen Übersetzung der Investigation 
Rules of Foreign Trade Barriers); dazu van den Bossche & Zdouc, supra, Fn. 1, S. 184.
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Genehmigung der WTO-Abkommen und ihrer Umsetzung revidiert und auf eine 
neue Grundlage gestellt.13 Seit 2015 bildet die Verordnung (EU) 2015/1843 zur Fest-
legung der Verfahren der Union im Bereich der gemeinsamen Handelspolitik zur 
Ausübung der Rechte der Union nach internationalen Handelsregeln, insbesondere 
den im Rahmen der Welthandelsorganisation vereinbarten Regeln, die Rechts-
grundlage.14 Die Verordnung 2016/1036/EU über den Schutz gegen gedumpte Ein-
fuhren aus nicht zur Europäischen Union gehörenden Ländern, die Verordnung 
2016/1037/EU über den Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur 
Europäischen Union gehörenden Ländern und die Verordnung (EU) 2015/478 über 
eine gemeinsame Einfuhrreglung dienen vornehmlich dem Schutz der Wirtschaft 
gegen Einfuhren, welche durch unlautere Handelspraktiken gefördert wurden, und 
sind defensiv ausgerichtet; demgegenüber dient die Handelshemmnis-Verordnung 
zuvörderst den offensiv ausgerichteten Interessen der EU-Exportwirtschaft auf 
Marktzugang in Drittländern.15

Die Handelshemmnis-Verordnung ermöglicht Unternehmen und Wirtschafts-
verbänden, eine behördliche Untersuchung gegen Handelsbeschränkungen im Aus-
land zu beantragen. Verfahrens- und Rechtsschutzgarantien gewährleisten, dass ent-
sprechende Anträge förmlich geprüft werden. Die zuständigen Organe der EU – je 
nach Massnahme die Europäische Kommission oder der Rat und das Europäische 
Parlament (Art. 14 i.V.m. Art. 207 AEUV und Verordnung [EU] 654/2014) – ent-
scheiden, ob «die Interessen der Union ein Eingreifen erfordern, um die Ausübung 
der Rechte der Union nach internationalen Handelsregeln (…) zu gewährleisten», 
und ergreifen die geeigneten Massnahmen (Art.  13).16 Dazu gehören namentlich 
auch die Einleitung eines völkerrechtlich eingerichteten Streitbeilegungsverfahrens, 
die Einführung oder Erhöhung von Zöllen und die Einführung mengenmässiger Be-
schränkungen. Für Unternehmen und Wirtschaftsverbände besteht kein Anspruch, 
dass die Unionsorgane tatsächlich tätig werden; Letztere sind zwar verpflichtet, alle 

13	 Verordnung (EG) 3286/94 zur Festlegung der Verfahren der Gemeinschaft im Bereich der gemeinsamen 
Handelspolitik zur Ausübung der Rechte der Gemeinschaft nach internationalen Handelsregeln, insbe-
sondere den im Rahmen der Welthandelsorganisation vereinbarten Regeln.

14	 S. zur Handelshemmnis-Verordnung (z.T. noch zur älteren Version) Georg M. Berrisch & Hans-
Georg Karmann, in: Horst Günter Krenzler, Christoph Herrmann & Marian Niestedt (Hg.), 
EU-Aussenwirtschafts- und Zollrecht, München April 2013, 111 Handelshemmnis-VO, passim; 
Diebold & Oesch, supra, Fn. 12, S. 1541–1546; alternativ zur Untersuchung und Entscheidfindung 
nach Massgabe der Handelshemmnis-Verordnung kann die EU auch direkt gestützt auf Art. 207 AEUV 
ein WTO-Streitbeilegungsverfahren einleiten oder andere Massnahmen ergreifen, i.d.R. vorbereitet 
durch den Ausschuss für Handelspolitik gemäss Art. 207 Abs. 3 AEUV (s. Art. 16 der Handelshemm-
nis-Verordnung); die market access database ermöglicht es, sich über die Marktzugangsbedingungen auf 
Drittmärkten zu informieren und der Kommission unlautere Handelshemmnisse mitzuteilen, <http://
madb.europa.eu/madb/indexPubli.htm>.

15	 Berrisch & Karmann, supra, Fn. 14, Erwg Rz. 1.
16	 S. Urteil FICF u.a./Kommission, T-317/02, EU:T:2004:360, Rz. 84–125, zur Auslegung des Begriffs der 

«Interessen der Gemeinschaft» (gemäss der damals geltenden Verordnung [EG] 3286/94).
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sachdienlichen Informationen zu würdigen und ihren Entscheid über das weitere 
Vorgehen zu begründen, verfügen aber über einen weiten Ermessensspielraum. Der 
Rechtsschutz richtet sich nach den allgemeinen Vorgaben der Verträge (insbes. 
Art. 263 AEUV), wobei auch hier die gerichtliche Prüfungsdichte erheblich einge-
schränkt ist.17

Die Handelshemmnis-Verordnung wird allgemein als erfolgreich beurteilt und 
findet seitens der europäischen Unternehmen und Wirtschaftsverbände Anerken-
nung. Unternehmen verfügen über die Möglichkeit, unlautere Marktzugangshürden 
förmlich anzuzeigen und auf diese Weise die Unterstützung der Kommission einzu-
fordern. Sie verfügen zumindest indirekt über das Recht, unliebsame Praktiken etwa 
vor ein WTO-Panel zu bringen (auch wenn in der Praxis ein Grossteil der von der 
Kommission angestrengten Verfahren auf informelle Beschwerden zurückgeht).18 
Den Unternehmen steht unionsrechtlich ein geregeltes Verfahren zur Verfügung; sie 
profitieren von Verfahrensrechten und Rechtsmitteln. Auch kleinere Unternehmen 
ohne grosse Lobbymaschinerie haben die Möglichkeit, vorstellig zu werden (sofern 
die lange Dauer und die hohen Kosten in Kauf genommen werden). Der wirtschaft-
liche Hauptnutzen der Handelshemmnis-Verordnung liegt darin, dass dergestalt 
förmlich initiierte Verfahren dazu beitragen, den politischen Druck auf den betrof-
fenen Drittstaat zu erhöhen. Der Kommission wird dabei ein zusätzliches Instru-
ment an die Hand gegeben, um die tatsächlichen Umstände und die wirtschaftlichen 
Auswirkungen einer Marktzugangsbeschränkung in einem Drittstaat abzuklären.19

C.	 Praxis

Die EU gehört zu denjenigen WTO-Mitgliedern, welche am häufigsten handelspo-
litische Schutzmassnahmen ergreifen.20 In Bezug auf Antidumpingzölle sind nur 
Indien und die Vereinigten Staaten aktiver. In Bezug auf Ausgleichszölle steht die 
EU hinter den Vereinigten Staaten auf dem zweiten Platz. Nur bei Schutzmass
nahmen (safeguard measures) gibt es diverse WTO-Mitglieder, welche deutlich häu-
figer zu diesem handelspolitischen Instrument greifen. Die statistischen Zahlen für 
den Zeitraum 1995–2017 zeichnen das folgende Bild:

17	 S. Schlussanträge GA van Gerven, Fediol/Kommission, 70/87, EU:C:1989:110, Rz.  19 (zur damals 
geltenden Verordnung 2641/84), wonach die Nachkontrolle, ob ein «Interesse der Gemeinschaft» am 
Erlass einer handelspolitischen Massnahme besteht, «sehr beschränkt» ist; Urteil FICF u.a./Kommis-
sion, T-317/02, EU:T:2004:360, Rz. 94 (zur damals geltenden Verordnung [EG] 3286/94), wonach das 
Gericht im Wesentlichen überprüft, ob «keine offensichtlich fehlerhafte Beurteilung [des] Sachverhalts 
und kein Ermessensmissbrauch vorliegt».

18	 Berrisch & Karmann, supra, Fn. 14, Erwg Rz. 3, 22.
19	 Berrisch & Karmann, supra, Fn. 14, Erwg Rz. 23.
20	 S. für die nachfolgend aufgeführten Statistiken <www.wto.org> und Link zu Trade Topics/Anti-dumping, 

Subsidies und Safeguard Measures.
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–– Die EU eröffnete 502 Antidumpingverfahren. In 325 Fällen erliess sie tatsächlich 
Antidumpingzölle; in 95 Fällen richteten sich die Zölle gegen Produkte aus 
China. Die weiteren Fälle betrafen Antidumpingzölle der EU gegen Produkte 
aus diversen anderen WTO-Mitgliedern (u.a. Russland: 22; Indien: 21; Thai-
land: 19).

–– Die EU eröffnete 79 Verfahren, um den Erlass von Ausgleichszöllen zu prüfen. In 
38 Fällen erliess sie tatsächlich Ausgleichszölle; in 14 Fällen richteten sich diese 
Zölle gegen Produkte aus Indien. Die weiteren Fälle betrafen Ausgleichszölle gegen 
Produkte aus diversen anderen WTO-Mitgliedern (u.a. China: 6; Taiwan: 3).

–– Die EU erliess in drei Verfahren Schutzmassnahmen, die sich jeweils nicht gegen 
namentlich aufgeführte WTO-Mitglieder richten (erga omnes).

In den letzten Jahren ging die Zahl der neu initiierten Verfahren und tatsächlich er-
lassenen Antidumping- und Ausgleichszölle tendenziell zurück. 2004 waren knapp 
160 Zölle in Kraft; Ende 2017 waren es noch 110 Zölle.21 2017 waren 0,31% der ge-
samten Einfuhren in die EU von handelspolitischen Schutzmassnahmen betroffen.22 
Die mit Abstand am meisten von Antidumping- und Ausgleichszöllen der EU be-
troffenen Einfuhren sind Produkte gemäss Kapitel XV des Harmonisierten Systems 
zur Bezeichnung und Codierung der Waren («base metals and articles»; «unedle 
Metalle und Waren daraus»). Die am längsten in Kraft stehenden Antidumpingzölle 
sind gegen Fahrräder aus China gerichtet; diese Antidumpingzölle bestehen ununter-
brochen seit 1993, was zeigt, dass es sich bei handelspolitischen Schutzmassnahmen 
in der Praxis keineswegs nur um temporäre Massnahmen handeln muss.23 Gegen die 
Schweiz hat die EU noch nie Antidumping- oder Ausgleichszölle erhoben.

Trotz der tendenziell abnehmenden Zahl von Antidumping- und Ausgleichszöl-
len bleibt der Erlass von handelspolitischen Schutzmassnahmen ein zentrales Instru-
ment der unionalen Handelspolitik. Der Rückgriff auf handelspolitische Schutz-
massnahmen prägt den Alltag des unionalen Aussenwirtschaftsrechts massgeblich.24 
Die Kommission zögert nicht, Anträge von Unternehmen und Wirtschaftsverbän-
den zu prüfen und Massnahmen zu ergreifen, sofern die Voraussetzungen dafür er-
füllt sind. Antidumping- und Ausgleichszölle sind auch in der EU letztlich eine Ant-
wort auf die fortgesetzten Zollsenkungen im Rahmen der WTO; als nichttarifäre 
Instrumente erlauben sie weiterhin, Strukturpolitik zu betreiben, indem ausländi-
sche Produkte künstlich verteuert werden. Seit dem Beitritt von China zur WTO 

21	 <www.eu.europa.eu> und Link zu Trade/Policy/Accessing Markets.
22	 Report from the Commission to the European Parliament and the Council, 36th Annual Report on the 

EU’s Anti-Dumping, Anti-Subsidy and Safeguard activities (2017), COM(2018) 561 final, S. 2.
23	 S. für einen Überblick über die geltenden Antidumpingzölle auf die Einfuhr von Fahrrädern aus China 

<http://trade.ec.europa.eu/tdi/case_history.cfm?init=1532>.
24	 Cottier & Trinberg, supra, Fn. 3, Art. 207 Rz. 69.
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2001 sind sie zudem ein hervorragendes Mittel, um die eigenen Unternehmen vor 
allzu übermächtiger Konkurrenz aus China zu schützen.

Demgegenüber erlässt die EU praktisch nie Schutzmassnahmen nach Massgabe 
der Verordnung (EU) 2015/478 über eine gemeinsame Einfuhrregelung. Der Erlass 
solcher Massnahmen gilt in der Praxis als umständlich und kompliziert.25 Die Vor-
aussetzungen, welche erfüllt sein müssen, damit solche Schutzmassnahmen ergriffen 
werden dürfen (Verordnung [EU] 2015/478, Art. XIX GATT i.V.m. dem Abkom-
men über Schutzmassnahmen), sind hoch und – letztlich entscheidend – faktisch 
wohl schwieriger zu erfüllen als die Vorgaben, welche beim Erlass von Antidumping- 
und Ausgleichszöllen beachtet werden müssen (Art. VI GATT i.V.m. dem AD-Ab-
kommen und dem SCM-Abkommen).26 Schutzmassnahmen wirken erga omnes, 
womit es nicht möglich ist, Massnahmen gezielt nur gegenüber ausgewählten Han-
delspartnern anzuwenden.27 Folglich sind jeweils auch Produkte aus der Schweiz be-
troffen, soweit hiesige Unternehmen solche Produkte überhaupt herstellen und in die 
EU ausführen.28 Beim Erlass von Schutzmassnahmen muss die EU zudem gewärti-
gen, dass betroffene WTO-Mitglieder unter Umständen ihrerseits Gegenmassnah-
men nach Massgabe von Art. 8 des Abkommens über Schutzmassnahmen erlassen, 
was bei Antidumping- und Ausgleichszöllen nicht der Fall ist.

III.	 Schweizerisches Recht

A.	 Rechtliche Grundlagen

Die Regelung der auswärtigen Angelegenheiten ist in der Schweiz Sache des Bundes. 
Art. 101 BV konkretisiert und ergänzt die umfassende Kompetenz des Bundes in 
diesem Bereich spezifisch für die Aussenwirtschaftspolitik.29 Das Bundesgesetz über 
aussenwirtschaftliche Massnahmen von 1982 (AWG) und das Zolltarifgesetz von 
1986 (ZTG) enthalten die massgeblichen Regeln zum Erlass handelspolitischer 

25	 Petter & Quick, supra, Fn. 7, S. 19.
26	 S. anschaulich dazu die Verfahren von 2005/2006, in denen die EU zuerst Schutzmassnahmen (Zollkon-

tingente) gegen die Einfuhr von gezüchtetem Lachs erliess (Verordnung [EG] 206/2005), diese Mass
nahmen nach der Einleitung eines WTO-Streitbeilegungsverfahrens durch Norwegen (WT/DS328) 
aber wieder aufhob und an ihrer Stelle Antidumpingzölle gegen norwegischen Lachs erliess (Verordnung 
[EG] 85/2006, wobei auch die Antidumpingzölle vor dem WTO-Streitbeilegungsverfahren angegriffen 
wurden; ein Panel kam zum Schluss, dass die Zölle nicht vereinbar waren mit dem AD-Abkommen 
[WT/DS337/R]).

27	 S. zur erga omnes-Wirkung Marc Bungenberg, §  12 Autonome Handelspolitik, in: Andreas von 
Arnauld (Hg.), Europäische Aussenbeziehungen, EnzEuR Bd. 10, Baden-Baden 2014, Rz. 30.

28	 S. zu den Auswirkungen der Schutzmassnahmen der EU gegen Stahl- und Aluminiumprodukte unten 
IV.B.

29	 Matthias Oesch, in: Bernhard Waldmann et al. (Hg.), Bundesverfassung: Basler Kommentar, Basel 
2015, Art. 101 Rz. 2, 14.
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Massnahmen auf Gesetzesstufe.30 Art. 1 AWG ermächtigt den Bundesrat, die Ein-, 
Aus- und Durchfuhr von Waren sowie den Dienstleistungsverkehr zu beschränken, 
sofern ausländische Massnahmen oder ausserordentliche Verhältnisse im Ausland 
den Waren-, Dienstleistungs- oder Zahlungsverkehr der Schweiz derart beeinflussen, 
dass wesentliche schweizerische Wirtschaftsinteressen beeinträchtigt werden. Diese 
Bestimmung stellt die Grundlage dar für die Einführung von Schutzmassnahmen, 
sofern sie als mengenmässige Beschränkungen daherkommen.31 Art. 7 ZTG ermäch-
tigt den Bundesrat, Zollsätze abzuändern oder, soweit Zollfreiheit besteht, Zölle ein-
führen, sofern durch ausländische Massnahmen oder ausserordentliche Verhältnisse 
im Ausland die Aussenhandelsbeziehungen der Schweiz derart beeinflusst werden, 
dass wesentliche schweizerische Wirtschaftsinteressen beeinträchtigt werden. Diese 
Bestimmung stellt die Grundlage dar für die Einführung von Antidumpingzöllen, 
Ausgleichszöllen und – sofern Schutzmassnahmen in der Form von Zöllen ergriffen 
werden – Schutzmassnahmen.32

Der Bundesrat besitzt keine Kompetenz, Schutzmassnahmen in alleiniger Ver-
antwortung zeitlich unbegrenzt zu erlassen. Art. 10 Abs. 2 AWG und Art. 13 ZTG 
verpflichten den Bundesrat, der Bundesversammlung innert sechs Monaten (AWG) 
bzw. jährlich (ZTG) Bericht zu erstatten, wenn er Schutzzölle oder eine andere 
Massnahmen beschlossen hat; die Bundesversammlung entscheidet, ob eine solche 
Massnahme, soweit sie nicht bereits wieder aufgehoben worden ist, in Kraft bleiben, 
ergänzt oder geändert werden soll. Die Beteiligung der Bundesversammlung recht-
fertigt sich insbesondere vor dem Hintergrund, dass handelspolitische Massnahmen 
mitunter erheblich in die Wirtschaftsfreiheit (Art. 27 BV) der betroffenen Unter-
nehmen eingreifen und folglich einer qualifizierten Rechtfertigung bedürfen.33

Das schweizerische Landesrecht kennt über diese genannten Bestimmungen hi-
naus keine weiteren formellen und materiellen Vorgaben, welche beim Erlass von 
handelspolitischen Schutzmassnahmen zu beachten wären.34 Die Schweiz verzich-
tete im Nachgang zur Gründung der WTO ausdrücklich darauf, die Regeln der 

30	 SR 946.201; SR 632.10.
31	 Karl Weber, Das Bundesgesetz über aussenwirtschaftliche Massnahmen, in: Thomas Cottier & Mat-

thias Oesch (Hg.), Allgemeines Aussenwirtschafts- und Binnenmarktrecht, 2. Aufl., Basel 2007, S. 49, 57.
32	 Diebold & Oesch, supra, Fn.  12, S.  1525, 1538; Matthias Oesch & Tobias Naef, Trade 

Defence Instruments and Switzerland: The Big Sleep, in: Bungenberg et al., supra, Fn. 4, S. 261, 264–266; 
Weber, supra, Fn. 31, S. 57; Botschaft zu einem Bundesgesetz über aussenwirtschaftliche Massnahmen 
vom 7. Dezember 1981, BBl 1982 I 61, 70; s. auch Art. 11 ZTG, der eine Spezialregelung für tarifäre 
Schutzmassnahmen im Agrarbereich enthält.

33	 Giovanni Biaggini et al., Wirtschaftsverwaltungsrecht des Bundes, 6. Aufl., Basel 2016, S. 156; die 
Wirtschaftsfreiheit gilt auch im grenzüberschreitenden Wirtschaftsverkehr, dazu BGE 124 III 321, 
E.  2g; Matthias Oesch, Aussenwirtschaftsrecht: Grundlagen, in: Giovanni Biaggini et al. (Hg.), 
Fachhandbuch Verwaltungsrecht, Zürich 2015, S. 1261, 1282–1284.

34	 WTO Trade Policy Review, Report of the Secretariat, 11  April 2017, WT/TPR/S/355, Rz.  19, 3.50; 
Thomas Cottier & Matthias Oesch, International Trade Regulation: Law and Policy in the 
WTO, the European Union and Switzerland, Berne/London 2005, S. 1007, 1034.
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massgeblichen Abkommen in das schweizerische Recht umzusetzen. Ebenso verzich-
tete die Schweiz darauf, ausdrücklich die Stelle(n) zu bezeichnen, welche für Abklä-
rungen und Entscheidungen über den Erlass von handelspolitischen Schutzmassnah-
men zuständig sind.35 Diese gesetzgeberische Passivität hindert die Schweiz allerdings 
nicht daran, bei Bedarf eine Untersuchung einzuleiten und handelspolitische Schutz-
massnahmen zu ergreifen. Ergänzend zu den landesrechtlichen Vorgaben (AWG, 
ZTG) regelt das WTO-Recht (Art. VI und Art. XIX GATT i.V.m. dem AD-Ab-
kommen, dem SCM-Abkommen und dem Abkommen über Schutzmassnahmen) in 
detaillierter Weise die verfahrens- und materiellrechtlichen Voraussetzungen; die 
Behörden können diese Vorgaben direkt anwenden.36 Des Weiteren liegt es auf der 
Hand, dass das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO) die primäre Anlaufstelle 
darstellt.37 Das SECO wird entsprechende Massnahmen in enger Zusammenarbeit 
mit der Eidgenössischen Zollverwaltung (EZV) vorbereiten; im Fall von Schutz-
massnahmen im Landwirtschaftsbereich übernimmt das Bundesamt für Landwirt-
schaft die Federführung (BLW). Der Schweiz wird es obliegen, Untersuchungen und 
Entscheide bei der WTO zu notifizieren.

B.	 Informelle Kontaktnahme

Im schweizerischen Recht besteht kein formalisiertes Verfahren, das es einem Unter-
nehmen oder Wirtschaftsverband erlauben würde, den Behörden eine handelsschä-
digende Massnahme formell zur Kenntnis zu bringen. Hiesige Wirtschaftsteilneh-
merinnen und -teilnehmer haben nur die Möglichkeit, die Behörden informell 
aufzufordern, ihre Interessen gegenüber einem Drittstaat zu wahren und entspre-
chende Schritte einzuleiten, d.h., als ultima ratio handelspolitische Schutzmassnah-
men zu erlassen oder ein WTO-Streitbeilegungsverfahren zu initiieren.38 Sie sind auf 
informelle Kontakte und Lobbyarbeit angewiesen. Es besteht kein Anspruch darauf, 

35	 Notification under Articles 16.4 and 16.5 of the Agreement to the WTO Committee on Anti-Dumping 
Practices, 23 December 2009, G/ADP/N/193/CHE; Notification under Articles 25.11 and 25.12 of the 
Agreement to the WTO Committee on Subsidies and Countervailing Measures, 23 December 2009,  
G/SCM/N/202/CHE.

36	 Remo Arpagaus, Zollrecht unter Einschluss der völkerrechtlichen Grundlagen im Rahmen der WTO, 
der WCO, der UNIECE, der EFTA und der Abkommen mit der EU, 2. Aufl., Basel 2007, S. 652 Fn. 2245; 
Oesch & Naef, supra, Fn. 32, S. 266; auch der Bundesrat beurteilte in einer Antwort auf einen Antrag 
betr. Einführung von Antidumpingzöllen auf Holz das in der Tokyo-Runde ausgehandelte Abkommen 
über Dumping und Ausgleichsmassnahmen als direkt anwendbar, Amtl. Bull. NR 1988, S. 695.

37	 WTO Trade Policy Review, Report of the Secretariat, 11 April 2017, WT/TPR/S/355, Rz. 3.50.
38	 Während die Schweiz bis dato noch nie handelspolitische Schutzmassnahmen erlassen hat (s. unten 

III.C.), trat sie im Streitfall US – Definitive Safeguard Measures on Imports of Certain Steel Products (WT/
DS253/AB/R) zum ersten Mal aktiv als klägerische Partei in einem WTO-Streitbeilegungsverfahren 
auf; seit Juli 2018 ist die Schweiz zudem im Streitfall US – Certain Measures on Steel and Aluminium 
Products (WT/DS556) wiederum als klägerische Partei an einem WTO-Streitbeilegungsverfahren be-
teiligt; s. zu diesen Fällen auch unten IV.B.
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dass die Behörden aktiv gegen ein völkerrechtswidriges Handeln eines anderen 
Staates vorgehen oder Schutzmassnahmen ergreifen, wenn die heimische Wirtschaft 
unter Druck gerät.39 Immerhin dürften die Behörden verpflichtet sein, einen Ent-
scheid in der Sache – d.h. bezüglich der zu ergreifenden Massnahme oder bezüglich 
des Nichttätigwerdens  – zu treffen und diesen Entscheid zu begründen.40 Dabei 
müssen die Behörden die oftmals gegenläufigen Anliegen von Produzentinnen und 
Produzenten, Exporteurinnen und Exporteuren sowie Konsumentinnen und Kon-
sumenten gleichermassen berücksichtigen; sie müssen mithin «die Interessen des 
ganzen Landes im Auge behalten».41 Zudem gewährt das WTO-Recht in Verfahren, 
die zum Erlass handelspolitischer Schutzmassnahmen führen, den interessierten Par-
teien umfassende Akteneinsichts- und Parteirechte.42

Der pragmatische Ansatz der Schweiz führt nicht notwendigerweise dazu, dass 
die Interessen von Schweizer Unternehmen unzulänglich vertreten werden.43 Das 
gegenwärtige System funktioniert grundsätzlich gut. Die Behörden prüfen Handels-
hemmnisse, die ihnen zur Kenntnis gebracht werden, und intervenieren im Zielland, 
sofern sich ein solches Vorgehen aufdrängt. Vor allem grössere Unternehmen und 
wirtschaftliche Interessen, die durch einflussreiche Verbände gebündelt und artiku-
liert werden, erleiden durch das Fehlen eines formellen Verfahrens keinen Nachteil. 
Gleichzeitig offenbart die Absenz formeller Instrumente zur Durchsetzung von 
Marktzugangsrechten rechtsstaatliche Defizite und praktische Hindernisse. Unter-
nehmen sind dem beinahe grenzenlosen Ermessen der Behörden ausgesetzt. Der be-
hördliche Entscheid, auf ein Tätigwerden zu verzichten, weil ein solches als nicht 
opportun betrachtet wird, mag bei einem betroffenen Unternehmen einen schalen 
Nachgeschmack hinterlassen. Legitime Partikularinteressen (Marktzugangsrechte) 
werden übergeordneten Gemeinwohlanliegen (Wahrung guter internationaler Be-
ziehungen, schonender Ressourceneinsatz) geopfert. Es besteht die Gefahr der Un-
gleichbehandlung, indem bestimmte politiknahe Interessengruppen privilegiert be-
handelt werden. Das rechtsstaatlich untermauerte Anliegen, die Kontaktnahme und 
Entscheidfindung zu formalisieren und die identifizierten Defizite auszumerzen, 
findet de lege lata keinen Niederschlag. Diese Situation befriedigt nicht. Es wäre 

39	 Giovanni Biaggini, BV-Kommentar, 2. Aufl., Zürich 2017, Art. 101 Rz. 6; BGE 130 I 312 = pra 95 
(2006) Nr. 37, E. 1, zum diplomatischen Schutz im Allgemeinen.

40	 S. Diebold & Oesch, supra, Fn. 12, S. 1540–1541, auch zum Rechtsschutz.
41	 BGE 81 I 159, E. 3, zur Interessenvertretung gegen Aussen im Allgemeinen; s. auch Botschaft zu einem 

Bundesgesetz über aussenwirtschaftliche Massnahmen vom 7. Dezember 1981, BBl 1982 I 61, 69f.
42	 Art. 6 des AD-Abkommens, Art. 12 des SCM-Abkommens, Art. 3 des Abkommens über Schutzmass-

nahmen.
43	 Diebold & Oesch, supra, Fn. 12, S. 1549–1552; zum Ganzen auch (mit einem Seitenblick zum Vor-

schlag, ein Schiedsgericht zur Lösung von Streitigkeiten zwischen der Schweiz und der EU zu schaffen) 
Matthias Oesch, Das geplante institutionelle Abkommen Schweiz–EU und der Rechtsschutz für 
Private, in: Markus Notter et al. (Hg.), Europäische Idee und Integration – mittendrin und nicht dabei?, 
Zürich 2018, S. 157, 163–164.
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wünschenswert, dass ein Entscheid in einem formell einwandfreien Verfahren zu-
stande kommt, in dem die involvierten Interessen transparent gemacht und in nach-
vollziehbarer Weise gegeneinander abgewogen werden.44

C.	 Praxis

Die schweizerische Praxis in Bezug auf den Erlass handelspolitischer Schutzmass-
nahmen präsentiert sich äusserst zurückhaltend. Unter dem GATT 1947 erliess die 
Schweiz vereinzelt ad hoc Antidumpingzölle gegen handelsschädigende Einfuhren 
aus Ländern ohne funktionierende Marktwirtschaft.45 Seit 1995, d.h. unter dem gel-
tenden WTO-Recht, hat die Schweiz noch nie eine Antidumpinguntersuchung ein-
geleitet, geschweige denn Antidumpingzölle erhoben.46 Ebenso wenig hat die Schweiz 
je Ausgleichszölle gegen unrechtmässig subventionierte Produkte erhoben.47 Nicht 
grundlegend anders präsentiert sich die Praxis in Bezug auf den Erlass dringlicher 
Schutzmassnahmen. Unter dem GATT 1947 hat die Schweiz einige wenige Male die 
Schutzklausel nach Art. XIX GATT angerufen, um gegen übermässige Importe im 
Landwirtschaftsbereich vorzugehen. Unter geltendem WTO-Recht hat die Schweiz 
bis anhin ein Mal dringliche Schutzmassnahmen ebenfalls im Landwirtschaftsbe-
reich angeordnet; die Wirksamkeit dieser Massnahmen war gemäss Bundesrat aller-
dings umstritten.48

Vorneweg spielt die Tatsache, dass das schweizerische Recht kein formalisiertes 
Verfahren zur Kontaktnahme mit den Behörden kennt, eine Rolle; es fehlt nicht nur 
in den Unternehmen und Verbänden selbst, sondern auch in der Advokatur und der 
weiteren Beratung an Fachwissen und Erfahrung, um bei Marktzugangsproblemen 
reflexartig beim SECO vorzusprechen. Des Weiteren dürften die folgenden fünf Be-
obachtungen dazu beitragen, dass der Griff zu handelspolitischen Schutzmassnah-
men nicht zum traditionellen Arsenal der schweizerischen Aussenwirtschaftspolitik 
gehört:49

Die Schweiz verfolgt – erstens – eine liberale Aussenhandelspolitik.50 Sie befür-
wortet offene Märkte – die weiterhin stark geschützte Landwirtschaft ist die Aus-
nahme, welche die Regel bestätigt, – und ist ihrerseits auf den möglichst reibungslo-

44	 S. zur Forderung, das Verfahren zu formalisieren, unten V.
45	 Cottier & Oesch, supra, Fn. 34, S. 1034.
46	 WTO Trade Policy Review, Report of the Secretariat, 11 April 2017, WT/TPR/S/355, Rz. 19, 3.50.
47	 WTO Trade Policy Review, Report of the Secretariat, 11 April 2017, WT/TPR/S/355, Rz. 19, 3.50
48	 Verordnung vom 30.  April 1999 über die Anwendung der WTO-Sonderschutzklausel im Bereich 

Schweinefleisch, SR  632.249.163, AS 1999 1660; für die Notifikation zuhanden der WTO Dok.  
G/AG/N/CHE/41 vom 26. Mai 1999; Cottier & Oesch (Fn. 34), S. 505; zur fraglichen Wirksam-
keit Arpagaus, supra, Fn. 36, Rz. 654, mit Verweis auf die Antwort des Bundesrates vom 6. März 2000 
auf die Interpellation Ehrler zur WTO-Schutzklausel (IP 99.3631).

49	 S. zu diesen Gründen ausführlich Oesch & Naef, supra, Fn. 32, S. 268–279.
50	 WTO Trade Policy Review, Report of the Secretariat, 11 April 2017, WT/TPR/S/355, Rz. 1.
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sen und unkomplizierten Zugang zu Rohstoffen und Absatzmärkten im Ausland 
angewiesen. Handelspolitische Schutzmassnahmen könnten schweizerischen Unter-
nehmen im Inland zwar durchaus zupass kommen; umgekehrt treffen handelspoli
tische Schutzmassnahmen durch andere WTO-Mitglieder schweizerische Export
interessen mitunter deutlich härter. Vor diesem Hintergrund ist es verständlich, dass 
das Anliegen, ein formelles Verfahren zum Erlass handelspolitischer Schutzmass-
nahmen zu schaffen und damit das Signal an die hiesigen Unternehmen auszusen-
den, aktiv den Erlass solcher Massnahmen zu beantragen, auf der politischen Agenda 
nicht weit oben steht – getreu dem Motto: Schlafende Hunde soll man nicht wecken.

Das geltende System reflektiert – zweitens – die in der Schweiz traditionell vor-
herrschende Politik der vornehmen und möglichst neutralen Zurückhaltung in den 
Aussenbeziehungen. Typischerweise bevorzugt die Schweiz die bilaterale Interven-
tion und diplomatische Verhandlung als Konfliktregelungsinstrument.51 Der Erlass 
handelspolitischer Schutzmassnahmen wie auch – a fortiori – der Gang vor ein quasi-
gerichtliches WTO-Panel könnten von anderen WTO-Mitgliedern als feindseliger 
Akt betrachtet werden, der – wenn überhaupt – nur als ultima ratio infrage kommt.52 
Es ist symptomatisch, dass die Schweiz bei Verfahren vor dem WTO-Streitbeile-
gungsmechanismus bis anhin regelmässig im Verbund mit weiteren klägerischen Par-
teien – insbesondere mit der EU – auftrat bzw. zurzeit auftritt.53 Diverse Freihandels
abkommen der Schweiz enthalten zudem Bestimmungen, welche für den Erlass 
handelspolitischer Schutzmassnahmen über das WTO-Recht hinausgehende mate-
riell- und/oder verfahrensrechtliche Vorgaben machen (WTO plus); dies trifft auch 
auf das Freihandelsabkommen mit der EWG bzw. EU – der mit Abstand wichtigsten 
Handelspartnerin der Schweiz  – von 1972 und das Freihandelsabkommen mit 
China – dem WTO-Mitglied, gegen das andere WTO-Mitglieder mit Abstand am 
meisten handelspolitische Schutzmassnahmen erlassen haben – von 2013 zu.54

Der sukzessive Ausbau des Sozialstaates und die Etablierung der Sozialpartner-
schaft sind – drittens – zentrale Voraussetzungen dafür, dass die schrittweise Handels-
liberalisierung und Öffnung der Märkte von breiten Kreisen in der Schweiz akzep-
tiert und mitgetragen werden.55 Die Wohlstandsgewinne sollen der Volkswirtschaft 
insgesamt zugutekommen; es soll ein «trickling down» stattfinden.56 Aus diesem 
Grund sind Unternehmen und Arbeitnehmende in der Schweiz weniger akut darauf 

51	 Diebold & Oesch, supra, Fn. 12, S. 1550.
52	 Diebold & Oesch, supra, Fn. 12, S. 1550.
53	 S. supra, Fn. 38.
54	 S. dazu Oesch & Naef, supra, Fn. 32, S. 271–272; zum Freihandelsabkommen EWG–Schweiz auch 

unten V.
55	 Thomas Cottier & Tobias Naef, Internationaler Handel und Soziale Sicherheit: Komplementa-

rität und Herausforderungen, in: Peter V. Kunz et al. (Hg.), Berner Gedanken zum Recht: Festgabe der 
Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Bern für den Schweizerischen Juristentag 2014, Bern 
2014, S. 179, 184–188.

56	 Cottier & Naef, supra, Fn. 55, S. 187.
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angewiesen, durch handelspolitische Massnahmen kurzfristig vor ausländischer 
Konkurrenz geschützt zu werden. Solche Massnahmen werden – im Gegensatz zur 
Situation in anderen WTO-Mitgliedern  – nicht als bevorzugte Instrumente be-
trachtet, um die negativen Effekte offener Märkte ex post auszugleichen.

Die schweizerische Wirtschaft stellt – viertens – überwiegend Produkte her, deren 
Absätze tendenziell weniger sensibel auf die Einfuhr gedumpter oder subventionier-
ter gleichartiger Produkte reagieren, als dies der Fall ist bei anderen WTO-Mitglie-
dern. Die verarbeitende Güterindustrie ist stark spezialisiert und hightec-basiert.57 
Schweizerische Produkte zeichnen sich durch ihre Qualität und Tradition aus; sie 
profitieren im In- und Ausland von ihrer Herkunft «Made in Switzerland». Die 
Konsumentinnen und Konsumenten in der Schweiz sind weniger preissensibel als 
andernorts.58 Aus diesem Grund ist es für schweizerische Unternehmen mitunter 
weniger dringend, auf die Einfuhr billigerer Konkurrenzprodukte zu reagieren und 
ihre Preispolitik zu ändern oder den Staat um Unterstützung zu bitten. Schliesslich 
scheint die schweizerische Wirtschaft besser als andernorts in der Lage, sich sich än-
dernden Rahmenbedingungen im internationalen Handel anzupassen und noch 
stärker auf innovative, hochqualitative und -preisliche Produkte zu fokussieren. Ein 
Blick auf die Produkte, gegen welche etwa die EU typischerweise handelspolitische 
Schutzmassnahmen erlässt, scheint diese Annahmen zu bestätigen.59 Zum Teil wer-
den solche Produkte in der Schweiz nicht (wie etwa Molybdändrähte) oder nur mar-
ginal (wie etwa Zitrusfrüchte oder Regenbogenforellen) hergestellt; zum Teil handelt 
es sich um Produkte, bei denen die Schweiz den Strukturwandel hin zu hochqualita-
tiven und -preislichen Produkten bereits erfolgreich vollzogen hat (wie etwa Texti-
lien und Fahrräder).60

Mitunter ist es für die Schweiz – fünftens – schlicht nicht notwendig, handelspo-
litische Schutzmassnahmen zu ergreifen, weil sie indirekt von Schutzmassnahmen 
der EU profitiert ohne eigenes Zutun. Darum geht es im nächsten Kapitel.

57	 WTO Trade Policy Review, Report of the Secretariat, 11 April 2017, WT/TPR/S/355, Rz. 1.1.
58	 WTO Trade Policy Review, Report of the Secretariat, 11 April 2017, WT/TPR/S/355, Rz. 17.
59	 S. zur Praxis der EU oben II.C.
60	 S. zu diesen Beispielen Oesch & Naef, supra, Fn. 32, S. 273–275, mit weiteren Verweisen auf Wirt-

schaftsstatistiken; zur schweizerischen Fahrradindustrie Nicola Brusa, Der letzte Schweizer Velorah-
men-Löter, 25. August 2014, <www.tagesanzeiger.ch>; zu den Antidumpingzöllen der EU auf Fahrräder 
aus China oben II.C.; zur schweizerischen Textilindustrie Christoph G. Schmutz, Keine Angst vor 
chinesischer Billigware, 15. Mai 2014; <www.nzz.ch>; Cottier & Oesch, supra, Fn. 34, S. 748; zu 
Schutzmassnahmen der EU gegen ausländische Textilprodukte Jappe Eckhardt, The Evolution of 
EU Trade Policy towards China: The Case of Textiles and Clothing, in: Jing Men & Giuseppe Balducci 
(Hg.), Prospects and Challenges for EU–China Relations in the 21st Century  – The Partnership and 
Cooperation Agreement, Brüssel 2010, S. 151–172.
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IV.	 Bedeutung der EU-Handelspolitik für die Schweiz

Die Handelspolitik der EU  – der mit Abstand wichtigsten Handelspartnerin der 
Schweiz – wirkt sich mitunter erheblich auf die Schweiz aus.61 Dies zeigt sich para-
digmatisch beim Erlass von Schutzmassnahmen durch die EU: Unter Umständen 
profitiert die Schweiz von Antidumping- und Ausgleichsmassnahmen, welche die 
EU gegenüber anderen WTO-Mitgliedern und Unternehmen in Drittstaaten er-
greift, in gleicher Weise wie EU-Mitgliedstaaten; die Schweiz segelt bequem im 
Windschatten der EU. Umgekehrt werden schweizerische Unternehmen erheblich 
diskriminiert, wenn die EU dringliche Schutzmassnahmen erlässt, welche naturge-
mäss erga omnes wirken; hier bläst der Schweiz ein eisiger Gegenwind entgegen, weil 
sie nicht zur europäischen Familie gehört.

Der Seitenblick auf die Praxis der EU veranschaulicht, dass die handelspolitische 
Autonomie der Schweiz durch entsprechende Massnahmen der EU faktisch einge-
schränkt wird. Formell tritt die Schweiz auf dem diplomatischen Parkett eigenständig 
auf; tatsächlich sind die Weichenstellungen, welche die Europäische Kommission, 
der Rat und das Europäische Parlament vornehmen, aber auch für die schweizerische 
Wirtschaft mitunter äusserst bedeutsam. Zu diesen Prozessen in Brüssel und Strass-
burg hat die Schweiz keinen Zugang. Es ist klar, dass die EU-Organe das handelspo-
litische Schutzinstrumentarium allein im Interesse der EU und ihrer Mitgliedstaa-
ten einsetzen. Dabei wird auch in Kauf genommen, dass Drittstaaten diskriminiert 
werden. Genuin schweizerische Interessen bleiben aussen vor. Das würde sich nur 
dann ändern, wenn die Schweiz als EU-Mitglied ebenfalls an denjenigen Tischen 
sitzt, an denen die massgeblichen Entscheide getroffen werden.

A.	 Windschatten

Die Schweiz profitiert in gewissen Konstellationen von Antidumping- und Aus-
gleichszöllen, welche die EU gegen Produkte aus Drittstaaten erhebt, auch wenn die 
Schweiz formell nicht an der Beschlussfassung und Durchführung beteiligt ist.62 Die 
EU bezweckt mit solchen Zöllen, Druck gegenüber einem ausländischen Unterneh-
men bzw. einem Drittstaat aufzubauen, damit diese ihre unlauteren Handelsprakti-
ken – Dumping bzw. Beihilfepraktiken – aufgeben. Sofern das Unternehmen bzw. 

61	 2017 wurden 53% der Warenexporte aus der Schweiz in die EU ausgeführt, wobei Ausfuhren in die 
Nachbarstaaten bzw. -regionen ganz im Vordergrund standen; Eidgenössisches Departement für auswär-
tige Angelegenheiten (EDA), Direktion für europäische Angelegenheiten (DEA), <https://www.eda.
admin.ch/dea/de/home/die-dea.html> und Link zu Schweiz–EU in Zahlen.

62	 Die EU hat noch nie Antidumping- oder Ausgleichszölle gegen schweizerische Unternehmen oder die 
Schweiz erlassen; dazu Till Müller-Ibold, EU Trade Defence Instruments and Free Trade Agree-
ments: Is Past Experience an Indication for the Future? Implications for Brexit?, in: Bungenberg et al., 
supra, Fn. 4, S. 191, 217.
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der Drittstaat seine Geschäftspraxis bzw. Wirtschaftspolitik tatsächlich ändert, tut 
er dies im Regelfall für den europäischen Markt als Ganzes (Dumping) bzw. in 
grundsätzlicher Weise (Beihilfepolitik); es wird kein Unterschied gemacht, ob die 
fraglichen Produkte in die EU exportiert werden oder in einen anderen europäischen 
Staat. Die EU übernimmt in solchen Fällen automatisch den lead für «Europa» und 
definiert die massgebliche «europäische» Handelspolitik. Auch diejenigen europäi-
schen Staaten, welche nicht EU-Mitglieder sind, gehören in solchen Konstellationen 
zur europäischen Familie; sie geniessen eine Freifahrt im Seitenwagen der EU – un-
abhängig davon, ob sie das überhaupt wollen oder nicht.63 Dabei mag zeitweise be-
reits die Drohung der Europäischen Kommission, durch die Eröffnung einer formel-
len Untersuchung den Erlass von Antidumping- oder Ausgleichszöllen ins Auge zu 
fassen, genügen, um ein ausländisches Unternehmen oder einen Drittstaat zu einem 
Umdenken seiner Geschäfts- bzw. Beihilfepraktiken zu bewegen und damit sicher-
zustellen, dass die europäischen Unternehmen auf dem hiesigen Markt über gleich 
lange Spiesse verfügen.64

Sofern handelspolitische Schutzmassnahmen der EU zur beabsichtigten Preiser-
höhung in der EU führen, die betroffenen Unternehmen ihre mutmasslich unlaute-
ren Handelspraktiken bei Einfuhren in die Schweiz aber nicht ändern, bleibt es für 
schweizerische Unternehmen weiterhin möglich, die betroffenen Produkte billiger 
zu erwerben, als dies die europäischen Konkurrenten tun können. Dies mag den 
schweizerischen Unternehmen mitunter einen komparativen Vorteil verschaffen, 
wenn dergestalt billiger eingeführte Produkte nach ihrer Verarbeitung – d.h. fortan 
mit Ursprung Schweiz versehen – gestützt auf das Freihandelsabkommen zwischen 
der EWG und der Schweiz von 1972 zollfrei in die EU ausgeführt werden. In solchen 
Konstellationen prüft die Europäische Kommission, ob eine mutmassliche Umge-
hung der Antidumpingzölle vorliegt, und ergreift bei Bedarf Massnahmen.65

63	 Oesch & Naef, supra, Fn. 32, S. 275–278.
64	 Sofern sich der Drittstaat oder das Unternehmen gegenüber der EU verpflichtet, die unlautere Handels

praxis zu ändern, bevor Schutzmassnahmen eingeführt werden, besteht für die Schweiz zudem die Hoff-
nung, dass diese Änderung auch gegenüber der Schweiz wirkt (Art. 8 des AD-Abkommens, Art. 18 des 
SCM-Abkommens).

65	 S. etwa Verordnung (EU) 477/2011 zur Einleitung einer Untersuchung betreffend die mutmassliche Um-
gehung der mit der Durchführungsverordnung (EU) 511/2010 des Rates eingeführten Antidumping-
massnahmen gegenüber den Einfuhren bestimmter Molybdändrähte mit Ursprung in der Volksrepublik 
China durch die Einfuhren von aus Malaysia und der Schweiz versandten bestimmten Molybdändräh-
ten, ob als Ursprungserzeugnis Malaysias und der Schweiz angemeldet oder nicht, und zur zollamtlichen 
Erfassung dieser Einfuhren; die Kommission beendete die Untersuchung in Bezug auf die Schweiz, ohne 
Massnahmen zu ergreifen, s. Durchführungsverordnung (EU) 14/2012 des Rates vom 9. Januar 2012 zur 
Ausweitung des mit der Durchführungsverordnung (EU) 511/2010 eingeführten endgültigen Antidum-
pingzolls auf die Einfuhren bestimmter Molybdändrähte mit Ursprung in der Volksrepublik China auf 
aus Malaysia versandte Einfuhren bestimmter Molybdändrähte, ob als Ursprungserzeugnis Malaysias 
angemeldet oder nicht, und zur Einstellung der Untersuchung betreffend die aus der Schweiz versandten 
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B.	 Gegenwind

Beim Erlass von dringlichen Schutzmassnahmen durch die EU erfährt die Schweiz 
mitunter erhebliche Nachteile. Solche Massnahmen wirken – von ganz vereinzelten 
Ausnahmen abgesehen – naturgemäss erga omnes, also auch gegenüber der Schweiz. 
Je nach Produkten, deren Einfuhr in die EU durch höhere Zölle oder andere Mass-
nahmen (Überwachung, Kontingentierung, Kautionspflicht) erschwert wird, kön-
nen solche Massnahmen auch für die schweizerische Wirtschaft einschneidend sein. 
Dies zeigt(e) sich paradigmatisch bei den dringlichen Schutzmassnahmen, welche 
die EU 2002–2003 und 2018 erlassen hat(te), um ihre Stahlindustrie zu schützen; in 
beiden Fällen reagiert(e) die EU auf Schutzzölle der Vereinigten Staaten:

–– Präsident George W. Bush erliess im März 2002 Schutzzölle von 8% bis 30% auf 
diverse Stahlproduktegruppen.66 Davon waren auch Einfuhren aus der Schweiz 
betroffen. Deutlich problematischer waren für die schweizerische Wirtschaft 
allerdings die dringlichen Schutzmassnahmen, welche die EU zur Verhinderung 
einer Umleitung der Stahlexporte ergriffen hatte. Gemäss dem eingeführten Kon-
tingentssystems war es nurmehr möglich, Stahl in bisherigem Umfang schutz-
zollfrei in die EU einzuführen, wobei die Kontingente nach dem Windhundver-
fahren – first come first serve – aufgebraucht (vorläufige Massnahmen) bzw. im 
Rahmen des Möglichen einzelnen Staaten zugeteilt (definitive Massnahmen) 
wurden; darüber hinausgehende Einfuhren wurden mit einem Schutzzoll von bis 
zu 26% belegt.67 Die Vereinigten Staaten hoben die Schutzzölle nach dem 
Schiedsspruch des WTO-Appellate Body, wonach die amerikanischen Schutz-
zölle nicht vereinbar waren mit Art. XIX GATT i.V.m. dem Abkommen über 
Schutzmassnahmen, im Dezember 2003 auf.68 In der Folge beendete auch die  
EU ihre Schutzmassnahmen, womit der wirtschaftsvölkerrechtlich abgesicherte 
Zugang zum amerikanischen und – für die Schweiz deutlich wichtiger – europä-
ischen Markt wieder gewährleistet war.

–– Präsident Donald Trump erliess im März 2018 Schutzzölle von 25% auf Stahl 
und von 10% auf Aluminium. Diese Schutzzölle betreffen auch Schweizer Stahl

Einfuhren; s. für weitere Beispiele und die Rechtsunsicherheit, welche in solchen Konstellationen typi-
scherweise herrscht, Oesch & Naef, supra, Fn. 32, S. 277–278.

66	 Anne-Sophie Dreyfus Roth & Matthias Oesch, Amerikanische Schutzzölle auf Stahlpro-
dukte: Die Schweiz als Klägerin vor der WTO, Die Volkswirtschaft 3/2004, S. 59–62.

67	 Pressemitteilung der Europäischen Kommission, EU beschliesst Einführung befristeter Massnahmen 
zum Schutz gegen die Flut von Stahleinfuhren infolge des US-Protektionismus, 27. März 2002; Presse-
mitteilung der Europäischen Kommission, Europäische Kommission passt Schutzmassnahmen im Stahl-
sektor an, 27. September 2002, <http://trade.ec.europa.eu/doclib/press>.

68	 US – Definitive Safeguard Measures on Imports of Certain Steel Products (WT/DS253/AB/R).
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exporte in die Vereinigten Staaten.69 Im Juli 2018 leitete die Schweiz – parallel zu 
anderen WTO-Mitgliedern, darunter auch die EU – ein WTO-Streitbeilegungs-
verfahren ein, um die Vereinbarkeit dieser Schutzzölle mit dem WTO-Recht 
überprüfen zu lassen; dieses Verfahren ist hängig.70 Wiederum deutlich belasten-
der sind für die Schweiz allerdings die dringlichen Schutzmassnahmen, welche 
die EU als Reaktion auf die amerikanischen Massnahmen zur Verhinderung 
einer Umleitung der Stahlexporte ergriffen hat.71 Bei den vorläufigen Massnah-
men der EU handelte es sich im Wesentlichen um ein globales Zollkontingent, 
wobei Schutzzölle von 25% erhoben wurden auf diejenigen Einfuhren, welche 
das Kontingent überstiegen; das Kontingent wurde nach dem Windhundver
fahren aufgebraucht, ohne dass eine Verteilung auf einzelne Ausfuhrstaaten vor-
genommen wurde.72 Bei den Anfang Februar 2019 eingeführten definitiven 
Schutzmassnahmen bestehen wenigstens länderspezifische Kontingente für aus-
gewählte Produktegruppen für die wichtigsten Lieferländer; dazu gehört auch 
die Schweiz, womit der Handel zumindest punktuell im Umfang der durch-
schnittlichen Einfuhren der letzten drei Jahre gewährleistet sein sollte.73 Ideal ist 
das für die schweizerische Exportwirtschaft aber weiterhin nicht.

Die Schutzmassnahmen der EU von 2018 (vorläufige Massnahmen) bzw. 2019 (defi-
nitive Massnahmen) gelten nicht für Einfuhren aus den EWR/EFTA-Mitgliedstaa-
ten Island, Liechtenstein und Norwegen. Die EU hat diese Staaten vom Geltungs
bereich der Schutzmassnahmen ausgenommen, weil zwischen ihnen und der EU 

69	 2017 beliefen sich die Ausfuhren von Stahl auf rund 80 Mio. CHF, Pressemitteilung des Bundesrates 
vom 10.  Juli 2018, US-Importzölle auf Stahl und Aluminium: Schweiz leitet WTO-Streitbeilegungs
verfahren ein, <www.admin.ch> und Link zu Pressemitteilungen.

70	 US – Certain Measures on Steel and Aluminium Products (WT/DS556); abenteuerlicherweise behaupten 
die Vereinigten Staaten, ihre Schutzzölle seien durch Art. XXI GATT (nationale Sicherheitsinteressen) 
gerechtfertigt, während auf Art. XIX GATT i.V.m. dem Abkommen über Schutzmassnahmen in den 
amerikanischen Stellungnahmen nicht Bezug genommen wird; dazu Christoph Herrmann & Ca-
roline Glöckle, Der drohende transatlantische «Handelskrieg» um Stahlerzeugnisse und das han-
delspolitische «Waffenarsenal» der EU, EuZW 2018, S. 477–483.

71	 2017 wurden 95% der Schweizer Stahlexporte in die EU ausgeführt, Pressemitteilung des Bundesrates 
vom 18. September 2018, Schweiz–EU: Gespräche über die Schutzmassnahmen der EU auf Stahleinfuh-
ren, <www.admin.ch> und Link zu Pressemitteilungen.

72	 Durchführungsverordnung (EU) 2018/1013; Pressemitteilung der Europäischen Kommission, Handel: 
Kommission führt vorläufige Schutzmassnahmen für die Einfuhren bestimmter Stahlerzeugnisse ein, 
18. Juli 2018, <http://trade.ec.europa.eu/doclib/press>; Pressemitteilung des Bundesrates vom 18. Sep-
tember 2018, Schweiz–EU: Gespräche über die Schutzmassnahmen der EU auf Stahleinfuhren, <www.
admin.ch> und Link zu Pressemitteilungen.

73	 Durchführungsverordnung (EU) 2019/159.
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«enge Wirtschaftsbeziehungen» bestehen.74 Die EWR/EFTA-Mitgliedstaaten wer-
den für den Zweck von dringlichen Schutzmassnahmen folglich als Teil der europä-
ischen Familie behandelt, weil sie das unionale Binnenmarktrecht in seinen Grund-
zügen übernommen haben und eine weitreichende Integration in den Binnenmarkt 
stattgefunden hat. Die Schweiz bleibt aussen vor und wird als «normaler» Drittstaat 
qualifiziert – mit potenziell weitreichenden Folgen für die betroffenen Wirtschafts-
sektoren.

In beiden Fällen stellt sich die Frage, ob die Schutzmassnahmen der EU mit dem 
Freihandelsabkommen EWG–Schweiz von 1972 vereinbar sind.75 Zum einen wäre 
die EU in solchen Situationen verpflichtet, die Schweiz vorgängig zu konsultieren 
und eine für die Vertragsparteien annehmbare Lösung zu suchen, welche das Funk-
tionieren des Abkommens am wenigsten beeinträchtigt (Art. 27); eine solche Kon-
sultation ist zumindest im Vorfeld des Erlasses der Massnahmen im Juli 2018 dem 
Vernehmen nach nicht erfolgt. Zum anderen verbietet das Abkommen die Einfüh-
rung neuer Zölle (Art. 3); ungeklärt ist, unter welchen Voraussetzungen eine Ver-
tragspartei darüber hinaus Schutzzölle auch im bilateralen Verhältnis einführen 
darf, sofern die Störung von einem Drittstaat ausgeht (Art. 26 i.V.m. Art. 27). Die 
Schweiz brachte bei einem Treffen des Gemischten Ausschusses im September 2018 
«ihre klare Erwartung zum Ausdruck, dass die Schutzmassnahmen das Freihandels
abkommen Schweiz–EU aus dem Jahr 1972 respektieren», und forderte «entweder 
eine Ausnahme von den Schutzmassnahmen oder eine Umsetzung, welche den bila-
teralen Handel nicht beschränkt».76 Bis heute ist die EU der Schweiz in dieser causa 
nicht vollumfänglich entgegengekommen.

V.	 Schluss

Die traditionelle Zurückhaltung der Schweiz in Bezug auf handelspolitische Schutz-
massnahmen hinterlässt einen zwiespältigen Eindruck. Auf der einen Seite gibt es 
einsichtige Gründe dafür. Die schweizerische Wirtschaft prosperiert auch ohne 
Rückgriff auf das anderswo rege genutzte handelspolitische Schutzinstrumentarium. 
Die Erfahrungen der Schweiz zeigen, dass eine ausgefeilte, auf die Bedürfnisse der 
inländischen Wirtschaft ausgerichtete Antidumping- und Antisubventionsgesetzge-
bung nicht zwingend zum Arsenal einer wirksamen Aussenhandelspolitik gehört.77 

74	 Pressemitteilung der Europäischen Kommission, Handel: Kommission führt vorläufige Schutzmassnah-
men für die Einfuhren bestimmter Stahlerzeugnisse ein, 18.  Juli 2018, <http://trade.ec.europa.eu/
doclib/press>; des Weiteren wurden auch einzelne Entwicklungsländer mit geringem Exportvolumen in 
die EU vom Geltungsbereich der Schutzmassnahmen ausgenommen.

75	 S. dazu Thomas Cottier, «Dann fällt man aus allen Wolken», NZZ vom 31. Juli 2018, S. 13.
76	 Pressemitteilung des Bundesrates vom 18. September 2018, Schweiz–EU: Gespräche über die Schutz-

massnahmen der EU auf Stahleinfuhren, <www.admin.ch> und Link zu Pressemitteilungen.
77	 Cottier & Oesch, supra, Fn. 34, S. 1034, in Bezug auf das Antidumping-Recht.
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So mag die Schweiz durchaus als Beispiel dienen für andere Volkswirtschaften, wel-
che eine ähnliche wirtschaftliche Struktur aufweisen und bereit sind, von handelspo-
litischen Schutzmassnahmen zurückhaltend Gebrauch zu machen – eingedenk der 
Tatsache, dass die Schweiz mitunter von Schutzmassnahmen der EU profitiert, was 
für andere Staaten nicht in gleichem Masse der Fall sein mag.

Auf der anderen Seite ist es durchaus denkbar, dass sich die schweizerische Wirt-
schaft in Zukunft vermehrt gegen ausländische Konkurrenz wird behaupten müssen, 
die von unlauteren Handelspraktiken profitiert. Handelspolitische Schutzmassnah-
men können zumindest in Ausnahmefällen volkswirtschaftlich durchaus sinnvoll 
sein, wenn überwiegende öffentliche Interessen ein Eingreifen des Staates erfordern. 
Diesfalls werden Bundesrat und Bundesverwaltung gut beraten sein, die traditionelle 
Zurückhaltung abzulegen und entsprechende Schritte in die Wege zu leiten. Dabei 
ist von grundlegender Bedeutung, dass ein Entscheid in einem formell einwandfreien 
Verfahren zustande kommt, in dem die involvierten Interessen – inklusive der wirt-
schaftlich nachteiligen Effekte von Schutzmassnahmen und des Signals, das mit dem 
Erlass von Schutzmassnahmen innen- und aussenpolitisch ausgesendet wird – trans-
parent gemacht und in nachvollziehbarer Weise gegeneinander abgewogen werden. 
Mögliche Anwendungsbeispiele gibt es durchaus. So produzieren Unternehmen in 
aufstrebenden Schwellenländern wie China und Indien vermehrt qualitativ hoch-
wertige high tec-basierte Produkte, welche direkt mit schweizerischen Produkten 
konkurrenzieren. Es ist leicht vorstellbar, dass die betroffenen schweizerischen Un-
ternehmen und Wirtschaftsverbände in Zukunft zügiger um staatliche Unterstüt-
zung bitten, wenn solche Produkte unterpreislich auf den schweizerischen Markt 
geworfen werden oder von verpönten staatlichen Beihilfen profitieren. Des Weiteren 
ist es denkbar, dass schweizerische Unternehmen wegen Dumping-Praktiken von 
Unternehmen aus der EU oder unzulässigen staatlichen Beihilfepraktiken durch 
EU-Mitgliedstaaten benachteiligt werden und Remedur verlangen. Das Freihandels
abkommen EWG–Schweiz von 1972 erlaubt ausdrücklich entsprechende Abhilfe-
massnahmen. In Bezug auf Antidumpingzölle verweist es auf das GATT-Regelwerk 
(Art. 25). In Bezug auf Ausgleichszölle enthält es eigene Vorgaben (Art. 23). Bei erns-
ten Störungen in einem Wirtschaftszweig oder bei Schwierigkeiten, die regional zu 
einer schwerwiegenden Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage führen können, 
kann die betroffene Vertragspartei zudem geeignete Massnahmen treffen (Art. 26). 
In all diesen Fällen sind detaillierte verfahrensrechtliche Vorgaben zu beachten 
(Art. 27). Die Schweiz sollte nicht zögern, bei Bedarf auch gegenüber der EU Schutz-
massnahmen zu ergreifen. Als Nicht-EU-Mitglied erleidet die schweizerische Wirt-
schaft wegen Schutzmassnahmen der EU mitunter erhebliche Nachteile. Gleichsam 
umgekehrt gehört es zur handelspolitischen Autonomie, vom handelspolitischen 
Instrumentarium Gebrauch zu machen, wenn ein solcher Schritt aus gesamtwirt-
schaftlichen Überlegungen angezeigt scheint  – unabhängig von der Herkunft der 
Produkte, welche von unlauteren Handelspraktiken profitieren.
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Vor diesem Hintergrund scheint es ratsam, auf Bundesebene die Voraussetzungen 
zu schaffen, um auf entsprechende Anträge aus der Wirtschaft kompetent und zügig 
reagieren zu können. Dazu gehört, die personellen Ressourcen im SECO bereitzu-
stellen und das notwendige Know-how aufzubauen. Dazu gehört, die finanziellen 
Mittel für die Mandatierung von Anwaltskanzleien und weiteren etwa auf ökonomi-
sche Analysen spezialisierten Beratungsunternehmen vorzusehen. Dazu gehört, die 
beteiligten Unternehmen und Verbände angemessen in die Untersuchungen einzu-
binden, allenfalls auch durch die Übernahme eines Teils der Kosten, welche durch 
das Outsourcing von Arbeiten entstehen. Dazu gehört – last but not least –, die Kon-
taktnahme mit den Behörden und die Verfahren, welche zur Sachstandsermittlung 
und Entscheidfindung führen, auf eine formelle Basis zu stellen. Das Verfahren nach 
Massgabe der unionalen Handelsschutzverordnung könnte Pate stehen und als Vor-
bild dienen. Damit könnten die de lege lata identifizierten Defizite ausgemerzt wer-
den. Des Weiteren würde ein dergestalt formalisiertes Verfahren das Signal aussen-
den, dass die Schweiz bereit ist, die eigene Wirtschaft bei Bedarf zu schützen und 
nötigenfalls Antidumpingzölle, Ausgleichszölle und Schutzmassnahmen zu erlas-
sen.78 Voraussetzung dafür ist selbstredend, dass die Schweiz in Zukunft nicht zögert, 
den Erlass solcher Massnahmen ernsthaft ins Auge zu fassen, wenn sich ein solcher 
Schritt en pleine connaissance de cause aufdrängt – was bedeutet, dass die Schweiz ihre 
diesbezüglich traditionell grosse Zurückhaltung aufgibt und den Kompass neu jus-
tiert.

78	 Es ist kein Zufall, dass diejenigen WTO-Mitglieder, welche – wie etwa die EU, die Vereinigten Staaten 
und China (s. dazu oben II.B. und Fn. 12) – häufig zu handelspolitischen Schutzmassnahmen greifen, 
durchs Band formalisierte Verfahren der Kontaktnahme durch private Unternehmen und Wirtschafts-
verbände kennen.




